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Vorabentscheidungsersuchen der Corte suprema di cassazione (Italien), eingereicht am 25. Mai 
2022 — Feudi di San Gregorio Aziende Agricole SpA/Agenzia delle Entrate

(Rechtssache C-341/22)

(2022/C 303/22)

Verfahrenssprache: Italienisch

Vorlegendes Gericht

Corte suprema di cassazione

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kassationsbeschwerdeführerin: Feudi di San Gregorio Aziende Agricole SpA

Kassationsbeschwerdegegnerin: Agenzia delle Entrate

Vorlagefragen

1.

Kann Art. 9 Abs. 1 der Richtlinie 2006/112 (1) dahin ausgelegt werden, dass er die 
Steuerpflichtigeneigenschaft und damit das Recht auf Abzug oder Erstattung der entrichteten 
Mehrwertsteuer der Person versagt, die für die Zwecke der Mehrwertsteuer relevante aktive 
Umsätze in einem Umfang bewirkt, der im Verhältnis zu dem, was von den ihr zur Verfügung 
stehenden Vermögenswerten für drei aufeinander folgende Jahre nach gesetzlich im Voraus 
festgelegten Kriterien vernünftigerweise erwartet werden konnte, als nicht kohärent — weil viel zu 
gering — anzusehen ist, und die nicht in der Lage ist, zur Rechtfertigung dieses Umstands das 
Vorliegen objektiver Hinderungsgründe darzutun?

2.

Falls die erste Frage verneint wird: Stehen Art. 167 der Richtlinie 2006/112 und die allgemeinen 
Grundsätze der Neutralität der Mehrwertsteuer und der Verhältnismäßigkeit der Beschränkung 
des Rechts auf Vorsteuerabzug einer nationalen Regelung entgegen, die mit Art. 30 Abs. 4 des 
Gesetzes Nr. 724 von 1994 das Recht auf Abzug der auf Erwerbe entrichteten Mehrwertsteuer, 
auf ihre Erstattung oder ihre Verwendung in einem folgenden Besteuerungszeitraum dem 
Steuerpflichtigen versagt, der für drei aufeinander folgende Besteuerungszeiträume für die 
Zwecke der Mehrwertsteuer relevante aktive Umsätze in einem Umfang bewirkt, der im Verhältnis 
zu dem, was von den ihm zur Verfügung stehenden Vermögenswerten für drei aufeinander 



folgende Jahre nach gesetzlich im Voraus festgelegten Kriterien vernünftigerweise erwarten 
werden konnte, als nicht kohärent — weil viel zu gering — anzusehen ist, und der nicht in der 
Lage ist, zur Rechtfertigung dieses Umstands das Vorliegen objektiver Hinderungsgründe 
darzutun?

3.

Falls die zweite Frage verneint wird: Stehen die unionsrechtlichen Grundsätze der 
Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes einer nationalen Regelung entgegen, die mit Art. 30 
Abs. 4 des Gesetzes Nr. 724 von 1994 das Recht auf Abzug der auf Erwerbe entrichteten 
Mehrwertsteuer, auf ihre Erstattung oder ihre Verwendung in einem folgenden 
Besteuerungszeitraum dem Steuerpflichtigen versagt, der für drei aufeinander folgende 
Besteuerungszeiträume für die Zwecke der Mehrwertsteuer relevante aktive Umsätze in einem 
Umfang bewirkt, der im Verhältnis zu dem, was von den ihm zur Verfügung stehenden 
Vermögenswerten für drei aufeinander folgende Jahre nach gesetzlich im Voraus festgelegten 
Kriterien vernünftigerweise erwarten werden konnte, als nicht kohärent — weil viel zu gering — 
anzusehen ist, und der nicht in der Lage ist, zur Rechtfertigung dieses Umstands das Vorliegen 
objektiver Hinderungsgründe darzutun?

(1)  Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem (ABl. 2006, L 347, S. 1).


